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Prof. Dr. Harald Karutz und Dr. Corinna Posingies, MSH Medical School Hamburg

Psychosoziales Krisenmanagement nach 
der Flutkatastrophe im Schleidener Tal

Nicht nur das Ahrtal, sondern auch das Schleidener Tal im Kreis 
Euskirchen (NRW) wurde von der Hochwasserkatastrophe im 
Sommer 2021 besonders schwer getroffen (Pawlak & Pfennings, 
2022; siehe Infobox 1). Unmittelbar nach dem Eintritt dieser  
Schadenslage wurde dort allerdings auch ein umfangreiches  
Psychosoziales Krisenmanagement etabliert: Über Psychosoziale 
Akuthilfen durch Notfallseelsorgende und Kräfte eines Krisen-
interventionsteams hinaus sind innerhalb kurzer Zeit vielfältige 
Strukturen, Maßnahmen und Angebote wie z. B. Hilfe-Hotlines, ein 
Besuchsdienst für immobile Betroffene, eine Beratungs- und  
Koordinierungsstelle sowie ein Hilfezentrum geschaffen worden, 
um die Bevölkerung bei der Katastrophenbewältigung zu begleiten 
und zu unterstützen (European Environment Agency, 2023). Auch 
für Einsatzkräfte, die mit erheblichen Belastungen konfrontiert 
gewesen sind, haben umfangreiche Nachbereitungsmaßnahmen 
sowie Beratungs- und Entlastungsgespräche stattgefunden. 
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Das aktuelle Thema
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die Hochwasserlage 
über Schleiden im Kreis 

Euskirchen in NRW  
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Die einzelnen, teilweise noch bis zum Ende des 
Jahres 2025 fortgeführten Unterstützungsmaß-
nahmen der nordrhein-westfälischen Malteser 
wurde nun ausführlich dokumentiert und kritisch 
reflektiert, um „lessons learned“ ableiten und zu 
strukturellen sowie fachlichen Weiterentwicklun-
gen beitragen zu können (Karutz et al., 2025). Ba-
sierend auf Dokumentenanalysen und Interviews 
mit Expertinnen und Experten wurden insgesamt 
56 Handlungsempfehlungen für vergleichbare 
Schadenslagen in der Zukunft formuliert. Einige 
ausgewählte Projektergebnisse werden nachfol-
gend vorgestellt.

Ziele und Methodik
Erarbeitet werden sollte eine systematische 

und didaktisch aufbereitete Dokumentation 
und Auswertung der Erfahrungen, die nach der 
Flutkatastrophe im Zusammenhang mit dem 
Psychosozialen Krisenmanagement auf kommu-
naler Ebene gesammelt worden sind. Im Einzel-
nen sollte sich das Projekt auf folgende Aspekte 
beziehen:
•	 Die Darstellung der organisatorischen Einbin-

dung psychosozialer Expertise in die Krisen-
stabsarbeit bzw. das Krisenmanagement vor 
Ort,

•	 die Darstellung der durchgeführten Arbeiten, 
Angebote und Maßnahmen mitsamt den dafür 
erforderlichen konzeptionellen Voraussetzun-
gen,

•	 die Darstellung der Zusammenarbeit im Netz-
werk mit den unterschiedlichen Partnerinnen 
und Partnern im psychosozialen Handlungs-
feld sowie

•	 eine kritische Reflexion und Würdigung der 
gesammelten Erfahrungen, um daraus Lehren 
für künftige Gefahren- und Schadenslagen 
ziehen zu können.
Insbesondere sollte den Fragen nachgegangen 

werden, welche Erfahrungen sowohl in positiver 
als auch in negativer Hinsicht gesammelt wor-
den sind, welche Strategien und Konzepte sich 
besonders bewährt haben – und welche mögli-
cherweise nicht bzw. in welchen Bereichen noch 
Optimierungspotenzial besteht. Auch sollte in 
den Blick genommen werden, welche Faktoren 
in besonderer Weise zum Gelingen des Psy-
chosozialen Krisenmanagements beigetragen 
haben und welche Hürden bzw. problematischen 
Aspekte es zukünftig zu vermeiden gilt.

Anknüpfend an Empfehlungen des Bundesam-
tes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhil-
fe zur Auswertung von größeren Gefahren- und 
Schadenslagen bzw. Einsätzen der Psychosozia-
len Notfallversorgung (Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe, 2022; siehe 
Infobox 2) wurde dabei ein Mixed-Methods-

In der Nacht vom 14.07.2021 auf den 
15.07.2021 wurden insgesamt 4.928 Men-
schen im Schleidener Tal durch das Katastro-
phengeschehen geschädigt; neun Menschen 
starben. Fast die gesamte kommunale Inf-
rastruktur wurde zerstört, u. a. vier Schulen, 
fünf Kindertagesstätten, drei Feuerwehr-
gerätehäuser, der städtische Bauhof, drei 
Turnhallen sowie zahlreiche Brücken, Stra-
ßen, Haltestellen und Stützmauern (Malte-
ser, 2023). 3.000 Haushalte waren betroffen. 
Allein in der Stadt Schleiden wurden mindes-
tens 150 Häuser oder Wohnungen so stark 
beschädigt, dass sie dauerhaft oder zumin-
dest vorübergehend nicht mehr bewohnbar 
waren. Nach einer von der Stadtverwaltung 
durchgeführten Befragung waren 208 Haus-
halte ohne Heizung, 151 Haushalte ohne 
Küche und 54 Haushalte ohne Strom. Bei 38 
Häusern oder Wohnungen bestanden stati-
sche Bedenken (Stadt Schleiden, 2021). Da 
bei weitem nicht alle angesprochenen bzw. 
betroffenen Haushalte an der freiwilligen 
Befragung teilgenommen haben, kann von 
einer deutlich größeren Schadenslage aus-
gegangen werden. Erhebliche Auswirkungen 
der Flutkatastrophe auf die psychische Ge-
sundheit der betroffenen Bevölkerung sind 
mittlerweile auch empirisch belegt (Augustin 
et al., 2024; Zenker et al., 2024).
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Ansatz verfolgt: Vorliegende Dokumente mit 
Bezug zum Psychosozialen Krisenmanagement 
(Einsatzprotokolle, Unterlagen des Stabes für au-
ßergewöhnliche Ereignisse der Stadt Schleiden, 
Präsentationen zum Katastrophengeschehen, 
Medienberichte, Beiträge aus Fachzeitschriften 
sowie persönliche Mails und Aufzeichnungen) 
wurden – soweit diese verfügbar bzw. zugäng-
lich waren – inhaltsanalytisch ausgewertet und 
zusammengefasst, um Entscheidungsprozesse 
zu dokumentieren und aufzuzeigen, was wann 
aus welchem Grund unternommen worden ist. 
Insgesamt wurden im Bearbeitungszeitraum von 
Januar bis Dezember 2024 1115 einzelne Text- 
und Bilddokumente gesichtet.

Außerdem wurden 21 Expertinnen und Ex-
perten aus unterschiedlichen Bereichen, Insti-
tutionen und Organisationen leitfadengestützt 
und problemzentriert (Witzel & Reiter, 2022) zu 
ihren Erfahrungen im Psychosozialen Krisenma-
nagement nach der Flutkatastrophe interviewt. 
Geäußert haben sich die Expertinnen und Exper-
ten dabei zu ihren Aktivitäten im Einzelnen, zur 
Zusammenarbeit mit anderen Akteurinnen und 
Akteuren, zu positiven wie auch problematischen 
Aspekten des Psychosozialen Krisenmanage-
ments, zu persönlichen Einschätzungen sowie zu 
etwaigen Optimierungsmöglichkeiten. Basierend 
auf der Auswertung der schriftlichen Dokumente 
sowie der geführten Interviews wurden Schluss-
folgerungen gezogen und die bereits erwähnten 
Handlungsempfehlungen für die Praxis abgelei-
tet. Finanziert wurde das Auswertungsprojekt 
vom nordrhein-westfälischen Innenministerium 
sowie den Maltesern in Nordrhein-Westfalen, die 
an der Etablierung des Psychosozialen Krisen-
managements bzw. der Psychosozialen Notfall-
versorgung (PSNV) im Schleidener Tal auch einen 
besonders großen Anteil gehabt haben.

Wesentliche Erkenntnisse
Das Katastrophengeschehen hat Menschen 

im Schleidener Tal massiven Belastungen aus-
gesetzt. Die Konfrontation mit unvorstellbaren 

Naturgewalten, das Miterleben von Tod und 
schwerer Verletzung anderer, eigene Todesangst, 
Ohnmachts- und Hilflosigkeitserleben sowie mul-
tiple materielle und immaterielle Verlusterfah-
rungen (Gebäude, Angehörige, „Lebenswerke“, 
Arbeitsplätze, Sicherheit u.v.a.m.) sind hier zu 
nennen. Auch das Empfinden von „Überlebens-
schuld“ wurde häufig berichtet.

Aber nicht nur die Zivilbevölkerung, sondern 
auch Einsatzkräfte haben sich während und nach 
der Flutkatastrophe in einem Ausnahmezustand 
befunden. Rettungs- und Bergungsarbeiten 
waren physisch und psychisch extrem beanspru-
chend, langandauernd und mit einer erheblichen 
Eigengefährdung verbunden. Darüber hinaus 
wurden Kolleginnen und Kollegen vermisst oder 
verletzt. Der Funkverkehr war zeitweise zusam-
mengebrochen. In zahlreichen Situationen ist 
keine Hilfe (mehr) möglich gewesen, und nicht 
zuletzt wurden Schockzustände, Leid und Trauer 
anderer Menschen unmittelbar miterlebt. 

Vor diesem Hintergrund war es sicherlich 
folgerichtig, dass der Stab für außergewöhnliche 
Ereignisse in Schleiden bereits am 15.07.2021 
erste Maßnahmen eingeleitet hat, um ein Psy-
chosoziales Krisenmanagement zu etablieren: 
Das Engagement aller Beteiligten, die teilweise 
selbst von der Katastrophe betroffen gewesen 
sind, verdient dabei Anerkennung und Respekt. 
Bemerkenswert ist, dass sich mehrere psychoso-
ziale Fachkräfte in die Bewältigung des Gesche-
hens eingebracht haben, die eigentlich bereits 
im Ruhestand gewesen sind. Insgesamt hat sich 
gezeigt, dass viele Betroffene keineswegs nur 
hilfsbedürftig waren, sondern sich vielmehr aktiv 
und mit enormer Tatkraft an Maßnahmen zur 
Schadensbewältigung und zum Wiederaufbau 
beteiligt haben.

Besonders bewährt hat sich nach Einschät-
zung der befragten Interviewpartnerinnen und 
-partner die rasche Verfügbarkeit eines erfah-
renen Fachberaters für die PSNV. Um weitere 
Unterstützung organisieren und möglichst rasch 
niedrigschwellig erreichbare Hilfen anbieten zu 
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können, haben sich aber auch die persönlichen 
Netzwerke zentraler Akteurinnen und Akteure 
als wertvoll erwiesen – auch wenn es selbstver-
ständlich zu beachten gilt, dass informelle bzw. 
private Netzwerke grundsätzlich keinen Ersatz 
für offizielle bzw. behördliche Strukturen darstel-
len können. 

Eine wichtige Planungsgrundlage stellte die Er-
arbeitung einer Risikoanalyse mit prognostischen 
Überlegungen zur Entwicklung von Hilfebedarfen 
im Katastrophengebiet dar (Waldschmidt, 2021). 
Gezeigt hat sich allerdings, dass eine standardi-
sierte und v. a. valide Methode zur Erarbeitung 
solcher Risikoanalysen bislang fehlt. Psychosozia-
le Unterstützungsangebote v. a. an Ausgabestel-
len für Lebensmittel anzubieten, wurde in den 
durchgeführten Interviews als eine geeignete 
Strategie beschrieben, um Hilfsangebote sichtbar 
zu machen und mit Betroffenen unkompliziert in 
Kontakt treten zu können. Aber auch die Nut-
zung eines umgebauten Wohnmobils hat sich als 
zweckmäßig erwiesen, um Betroffene zu errei-
chen, die ihrerseits keine andere Hilfeeinrichtung 
mehr aufsuchen konnten.

Der Ausfall der Stromversorgung hat dazu 
geführt, dass Mobiltelefone und das Internet im 
Rahmen der Krisenkommunikation nicht effektiv 
genutzt werden konnten. Auch Postings in den 
Sozialen Medien hatten für die Betroffenen zu-
nächst nur eine eher geringe Relevanz – stattdes-
sen mussten Informationen zu psychosozialen 
Hilfsangeboten mit manuell erstellten Plakaten 
an Informationswänden und rasch produzierten 
Faltblättern verbreitet werden. Diese Erfahrung 
verweist darauf, dass neben vielfältigen Digita-
lisierungsbemühungen im Krisenmanagement 
weiterhin auch analoge Medien bzw. Informati-
onsangebote ihre Berechtigung haben.

Durchweg positiv bewertet wurde die Eröff-
nung einer unmittelbar im Schadensgebiet gele-
genen Hilfeeinrichtung, die von den Gemeinden 
Schleiden, Kall und Hellenthal als interkom-
munales Projekt initiiert und zwei Jahre lang 
vom nordrhein-westfälischen Ministerium für 

Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung 
finanziell gefördert worden ist. Neben formellen 
Hilfestellungen bei der Bearbeitung von An-
tragsformularen wurden dort nicht nur trauma-
therapeutische Interventionen durchgeführt, 
sondern es wurden auch Beratungsmöglichkei-
ten, eine Trauerbegleitung, ein „Café Lichtblick“ 
für Betroffene sowie kreativ-künstlerische Akti-
vitäten für verschiedene Altersgruppen etabliert 
(Malteser, 2022; Stadt Schleiden, 2023). Die 
Gesamtverantwortung für den Betrieb dieser 
Einrichtung lag als Ergebnis eines entsprechen-
den Vergabeverfahrens bei den Maltesern in 
Nordrhein-Westfalen; weitere Organisationen 
(AWO, Caritas, Deutsches Rotes Kreuz, Diakonie 
sowie der Kreis Euskirchen) wurden jedoch part-
nerschaftlich einbezogen. Offenbar ist zwischen 
den unterschiedlichen Akteurinnen und Akteu-
ren eine insgesamt sehr wertschätzende und 
konstruktive Zusammenarbeit gelungen, auch 
wenn in den durchgeführten Experteninterviews 
einzelne Aspekte des Informationsflusses unter-
einander bemängelt worden sind.

Als problematisch kann im Nachhinein be-
trachtet werden, dass es in der betroffenen Regi-
on im Vorfeld der Flutkatastrophe keine Struktu-
ren und Konzepte für die PSNV in großflächigen, 
langfristig anhaltenden Schadenslagen gegeben 
hat. Hierzu ist anzumerken, dass derartige 
Vorplanungen bislang auch keineswegs verpflich-
tend vorgesehen sind. Viele Aktivitäten sind vor 
diesem Hintergrund jedoch als Musterbeispiele 
für eine gelungene „professionelle Improvisati-
on“ zu betrachten.

Ein systematisch erstelltes psychosoziales 
Lagebild stand zunächst nicht bzw. erst nach 
einiger Verzögerung zur Verfügung. Bedarfe und 
Bedürfnisse von Betroffenen wurden von ein-
zelnen Akteurinnen und Akteuren im Krisenma-
nagement daher subjektiv sehr unterschiedlich 
eingeschätzt. Teilweise ist beispielsweise davon 
ausgegangen worden, dass Bedarfe und Bedürf-
nisse der Betroffenen sich in einer linearen zeitli-
chen Abfolge entwickeln würden, was tatsächlich 
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aber nicht der Fall gewesen ist. Mitunter wurden 
Bedarfe und Bedürfnisse der Bevölkerung auch 
etwas unterkomplex bzw. pauschal betrachtet. 
So wurde zunächst davon ausgegangen, dass 
„die“ Betroffenen in den ersten Tagen nach der 
Flutkatastrophe ausschließlich mit Aufräumarbei-
ten beschäftigt sein würden und psychosoziale 
Unterstützung zu diesem Zeitpunkt unange-
bracht, u. U. sogar störend wirken könnte. Tat-
sächlich waren einige Betroffene zunächst sehr 
stark mit Aufräumarbeiten beschäftigt – andere 
hatten schlichtweg nichts mehr aufzuräumen, 
weil ihr gesamtes Hab und Gut zerstört worden 
ist. Gerade für diesen Personenkreis ist Psy-
chosoziale Akuthilfe allerdings besonders ange-
bracht gewesen.

Die Begriffe „akut“ bzw. „Akutphase“ waren bei 
einzelnen Akteurinnen und Akteuren des Psycho-
sozialen Krisenmanagements mit unterschied-
lichen mentalen Modellen verknüpft. Während 
einige diese Begriffe mit einer zeitlich definierten 
Frist verbunden haben, sind andere – unabhän-
gig von einer zeitlichen Perspektive – eher von 
„akuten“ Bedarfen und Bedürfnissen der Betrof-

fenen ausgegangen, die auch einige Zeit nach 
der Flutkatastrophe durchaus noch vorhanden 
gewesen sind. Dieses unterschiedliche Begriffs-
verständnis hat nicht nur zu unterschiedlichen 
Prioritätensetzungen, sondern teilweise auch 
zu prinzipiell vermeidbaren Konfliktsituationen 
geführt.

Sowohl in der Psychosozialen Akuthilfe als 
auch in der mittel- und langfristigen Versorgung 
sind außerdem nicht so viele Fachkräfte verfüg-
bar gewesen, wie es aus Sicht der verantwortli-
chen Akteurinnen und Akteure wünschenswert 
gewesen wäre. Mehrere Einrichtungen der 
psychosozialen Regelversorgung vor Ort (Be-
ratungsstellen, psychotherapeutische Praxen) 
waren aufgrund eigener Betroffenheit in ihrer 
Leistungsfähigkeit eingeschränkt bzw. zunächst 
geschlossen. Darüber hinaus hat sich auch die 
überörtliche Alarmierung von Psychosozialen 
Akuthelferinnen und Akuthelfern als schwierig 
erwiesen.

Nicht zuletzt hat sich herausgestellt, dass 
die Schaffung von solitären „Insellösungen“ für 
das Psychosoziale Krisenmanagement in einem 

Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (2012) definiert Psychoso-
ziale Notfallversorgung wie folgt: PSNV „beinhaltet die Gesamtstruktur und die Maßnahmen 
der Prävention sowie der kurz-, mittel- und langfristigen Versorgung im Kontext von belasten-
den Notfällen bzw. Einsatzsituationen. Übergreifende Ziele der PSNV sind die Prävention von 
psychosozialen Belastungsfolgen, die Früherkennung von psychosozialen Belastungsfolgen 
nach belastenden Notfällen bzw. Einsatzsituationen, die Bereitstellung von adäquater Unter-
stützung und Hilfe für betroffene Personen und Gruppen zur Erfahrungsverarbeitung sowie 
die angemessene Behandlung von Traumafolgestörungen. Die PSNV-Gesamtstruktur umfasst 
PSNV-Angebote, die den genannten Zielen dienen, wie auch Anbieter, Organisationsformen 
und -strukturen dieser Angebote und rechtliche Regelungen“.

Pychosoziales Krisenmanagement bezieht sich darüber hinaus auf weitere psychosoziale 
Aspekte, die im Krisenmanagement von Bedeutung sind, u. a. beispielsweise die Krisenkom-
munikation, die aktive Einbindung der Bevölkerung in die Krisenbewältigung sowie die Integ-
ration psychosozialer Expertise in die Krisenstabsarbeit (Karutz et al., 2022). Daher wurde im 
vorliegenden Projekt vorrangig der übergeordnete Begriff „Psychosoziales Krisenmanagement“ 
verwendet, auch wenn die Betrachtung von Strukturen und Angeboten der PSNV sicherlich im 
Vordergrund gestanden hat.
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größeren Schadensgebiet mit einer ethischen 
Problematik verbunden ist: Einerseits können 
Betroffene in unmittelbarer Nähe natürlich in 
besonderer Weise von einem solchen Angebot 
profitieren. Andererseits können „Leuchtturm-
projekte“ bei anderen Betroffenen nicht nur Irri-
tationen und Benachteiligungsgefühle, sondern 
auch tatsächliche Versorgungsungleichheiten 
verursachen.

Handlungsempfehlungen
Basierend auf den ausgewerteten Dokumen-

ten sowie den Interviews mit Expertinnen und 
Experten konnten insgesamt 56 Handlungs-
empfehlungen für vergleichbare, zukünftige 
Schadenslagen abgeleitet werden. Einige dieser 
Empfehlungen wurden in anderen Publikationen 
bereits ähnlich formuliert (siehe z. B. Broemme, 
2022; Bundesministerium des Innern und für 
Heimat, 2024; Cimolino, 2022; Der Präsident des 
Landtags Nordrhein-Westfalen, 2025; Ministeri-
um des Inneren des Landes Nordrhein-Westfa-
len, 2022; Waterstraat, 2024), was ihre Berech-
tigung zusätzlich unterstreicht. Die Anordnung 
der nachfolgend lediglich exemplarisch darge-
stellten Empfehlungen enthält keinerlei Wertung 
oder Priorisierung, sondern wurde lediglich aus 
didaktischen Überlegungen vorgenommen. Eine 
vollständige Übersicht mit sämtlichen Hand-
lungsempfehlungen kann einer umfangreicheren 
Veröffentlichung entnommen werden (Karutz & 
Posingies, 2025).

Hinweise zur Arbeit  
von Krisenstäben
•	 Persönliche Netzwerke sind bedeutsam und 
	 hilfreich. Fehlende Strukturen können aber auch 
	 durch sie nur begrenzt kompensiert werden. 

Zudem birgt es besondere Vulnerabilitäten 
bzw. Ausfallrisiken, wenn Entscheidungspro-
zesse sowie die Umsetzung von Maßnahmen 
lediglich an Einzelpersonen gebunden sind.

•	 Grundsätzlich sollten Krisenstäbe (bzw. Stäbe 
für außergewöhnliche Ereignisse) sich auch 

mit den psychosozialen Aspekten einer Scha-
denslage befassen und möglichst frühzeitig 
geeignete Expertise einbeziehen, um Hand-
lungsbedarfe aus einer psychosozialen Pers-
pektive zu identifizieren sowie bedarfs- und 
bedürfnisgerechte Unterstützungsangebote 
etablieren zu können.

•	 Entsprechend qualifizierte und formell man-
datierte Fachberaterinnen und Fachberater 
sollten schon im Vorfeld als ständige Mitglie-
der eines Krisenstabs ernannt werden. Dabei 
ist zu bedenken, dass in großflächigen und 
längerfristig anhaltenden Schadenslagen ggf. 
auch in einem Mehrschichten-System mit Ab-
lösungen gearbeitet werden muss. Zudem ist 
die mögliche eigene Betroffenheit von Fach-
beraterinnen und Fachberatern zu denken, 
so dass an adäquate Redundanzen gedacht 
werden muss.

•	 Eine Unterscheidung von Fachberatern für 
die PSNV-E sowie die PSNV-B scheint nicht 
zwingend notwendig zu sein; auch im PSNV-
Konsensusprozess auf Bundesebene ist eine 
solche Ausdifferenzierung interessanterweise 
nicht vorgesehen (Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe, 2012). 
Im Sinne eines PSNV-Gesamtkonzeptes für 
großflächige und langfristig anhaltende Scha-
denslagen scheint es eher angebracht, eine 
Fachberatung PSNV zu etablieren.

•	 Psychosoziale Aspekte einer Krisen- bzw. Kata-
strophenlage müssen in Übungen einbezogen 
werden, Erfahrungen aus Übungen und realen 
Einsätzen gilt es selbstkritisch und konstruktiv 
auszuwerten.

Hinweise zum Psychosozialen  
Krisenmanagement im Allgemeinen
•	 Die Krisenfestigkeit, d. h. die institutionelle Re-

silienz sämtlicher Einrichtungen der psychoso-
zialen Regelversorgung sollte erhöht werden. 
Sowohl im Hinblick auf personelle Ressour-
cen als auch im Hinblick auf die zuverlässige 
Nutzbarkeit von Räumlichkeiten sollte bedacht 
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werden, dass beispielsweise auch Beratungs-
stellen, Praxen und Kliniken von einer größe-
ren Schadenslage betroffen sein könnten.

•	 Die möglichen Aufgaben und Angebote von 
Einrichtungen der psychosozialen Regelver-
sorgung in einer großflächigen und langfristig 
anhaltenden Schadenslage sollten konzepti-
onell in die Planungen für ein Psychosoziales 
Krisenmanagement eingebunden werden.

•	 Konzepte für das Psychosoziale Krisenmana-
gement sollten möglichst detaillierte Angaben 
zu den Zuständigkeiten, Aufgaben, Strukturen, 
Informationswegen, Angeboten und Maß-
nahmen enthalten, die in unterschiedlichen 
Schadenslagen aus einer psychosozialen 
Perspektive erforderlich sind. Grundlage der 
Konzeptentwicklung müssen möglichst wis-
senschaftlich gesicherte Erkenntnisse sein.

•	 Die Finanzierung des Psychosozialen Krisen-
managements – auch die Finanzierung von 
psychosozialen Unterstützungsangeboten – 
muss im Vorfeld einer Krise bzw. Katastrophe 
grundsätzlich geklärt werden. Zumindest sind 
bezüglich möglicher Finanzierungsformen und 
-wege konkrete Absprachen zu treffen, auf die 
dann bei Bedarf zurückgegriffen werden kann. 
Dieser Hinweis ist besonders wichtig, solange 
die Psychosoziale Notfallversorgung – wie in 
Nordrhein-Westfalen – lediglich eine (Zusatz-) 
Aufgabe der Kommunen und Kreise darstellt, 
die freiwillig übernommen oder eben auch 
nicht übernommen werden kann.

•	 Psychosoziale Notfallversorgung bzw. Psycho-
soziales Krisenmanagement sollte im gesam-
ten Krisen- bzw. Katastrophengebiet einheitlich 
gestaltet werden, um die Entstehung von 
Irritationen, Neid und Konflikten zu vermei-
den. Auch aus ethischen Überlegungen heraus 
erscheint es fragwürdig, wenn einzelne Orte 
„besser“ versorgt werden als andere.

•	 Um ein Psychosoziales Krisenmanagement 
aufbauen zu können, werden fachlich ange-
messen qualifizierte und in ausreichender 
Anzahl verfügbare Fachkräfte benötigt. Bereits 

Die Stadt 
Schleiden im 

Kreis Euskirchen im 
Sommer 2021 nach der 
verheerenden Flutkatas-

trophe in zerstörtem 
Zustand.
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Fachkräfte 
in den kommuna-

len Gesundheitsämtern 
sollten eine Ausbildung 
in der Psychosozialen 

Notfallversorgung 
erhalten, 

im Vorfeld müssen Überlegungen angestellt 
werden, wie diese Fachkräfte im Bedarfsfall 
rekrutiert werden können. Mögliche Hand-
lungsoptionen bestehen in der Einbindung 
von Studierenden aus dem psychosozialen 
Handlungsfeld (Psychologie, Soziale Arbeit, 
Erziehungswissenschaft), insbesondere aber 
auch in der Reaktivierung von Fachkräften, die 
sich bereits im Ruhestand befinden. Ange-
dacht werden könnte auch der Aufbau eines 
Personalpools mit Freiwilligen, die sich im Vor-
feld einer Krise bzw. Katastrophe dafür bereit 
erklären, im Bedarfsfall – sofern sie dann nicht 
selbst betroffen sind – mit ihrer Expertise zur 
Verfügung zu stehen.

•	 Ohne ehrenamtliches Engagement ist die 
Etablierung eines Psychosozialen Krisenma-
nagements in größeren Schadenslagen völlig 
ausgeschlossen. Ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer in der PSNV sollten für Einsätze 
daher ebenso von ihren beruflichen Tätigkei-
ten freigestellt werden können wie dies bei 
Angehörigen der Feuerwehren und der Hilfs-
organisationen vorgesehen ist. 

•	 Die mögliche eigene Betroffenheit von Fach-
kräften aus dem psychosozialen Handlungs-
feld muss insgesamt stärker in den Blick ge-
nommen werden – einerseits im Hinblick auf 
konzeptionelle Überlegungen, andererseits im 
Hinblick auf sehr persönliche Vorbereitungen 
einer jeden einzelnen Fachkraft. Maßnahmen 
zur Erhöhung der persönlichen Krisenfestig-
keit sowie zum eigenen Umgang mit Stress 
sollten zum Beispiel in die Ausbildung sämtli-
cher Akteurinnen und Akteure des Psychoso-
zialen Krisenmanagements integriert werden. 
Dies ist nicht nur bei Psychosozialen Akuthel-
ferinnen und Akuthelfern wichtig, sondern 
auch und gerade bei Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der psychosozialen Regelversor-
gung, da diese meist nicht gewohnt und auch 
nicht darin erfahren sind, in einer Katastrophe 
zu agieren und unter den besonderen Rah-

menbedingungen eines Schadensereignisses 
mit einer Vielzahl von Betroffenen arbeiten zu 
müssen.

•	 Fachkräfte in den kommunalen Gesundheits-
ämtern sollten eine Ausbildung in der Psy-
chosozialen Notfallversorgung erhalten, um 
mit den einzelnen Strukturen, Angeboten und 
Maßnahmen der PSNV vertraut zu sein. Psy-
chosoziale Notfallversorgung sollte außerdem 
als Thema in das Curriculum der Facharztwei-
terbildung „Öffentliches Gesundheitswesen“ 
integriert werden.

•	 Einzelne Maßnahmen und Angebote müssen 
im zeitlichen Verlauf einer Krise bzw. Katastro-
phe immer wieder den Bedarfen und Bedürf-
nissen der Betroffenen angepasst werden. 
Bei großflächigen, langfristig anhaltenden 
Schadenslagen ist dabei von deutlich ande-
ren Zeiträumen bzw. Bewältigungsphasen 
auszugehen als bei Individualnotfällen. Die 
sogenannte „Akutphase“ kann z. B. wesentlich 
länger dauern, so dass Psychosoziale Akuthilfe 
durchaus auch Wochen nach einem Indexer-
eignis sehr wohl immer noch angebracht sein 
kann.

•	 Für die Bedarfs- und Bedürfnisermittlung 
von Betroffenen sowie für prognostische 
Risikoanalysen werden standardisierte und 
methodisch abgesicherte Erhebungsverfah-
ren benötigt, um nicht von u. U. subjektiv 
verzerrten Fehleinschätzungen auszugehen. 
Einschätzungen einzelner „Expertinnen“ und 
„Experten“ sind grundsätzlich problematisch 
(siehe z. B. Redaktionsnetzwerk Deutschland, 
2021). Für die Etablierung von psychosozialen 
Lagebildern sollten stattdessen empirisch 
gewonnene Daten herangezogen und mög-
lichst viele Quellen systematisch ausgewertet 
werden. Entsprechende Forschungsergeb-
nisse liegen hierzu bereits vor (siehe z. B. 
Karutz et al., 2022; Mähler et al., 2023). Für die 
Erarbeitung prognostischer Risikoanalysen 
müssen neben Ereignismerkmalen wie z. B. 
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Fachkräfte 
in den kommuna-

len Gesundheitsämtern 
sollten eine Ausbildung 
in der Psychosozialen 

Notfallversorgung 
erhalten, 

dem Schadensausmaß immer auch die Art der 
Betroffenheit, die Anzahl der Betroffenen, die 
Vulnerabilität der Betroffenen sowie empirisch 
belegte Prävalenzen möglicher Ereignisfolgen 
einbezogen werden. Die entsprechenden Be-
rechnungen sollten anhand der verwendeten 
Formeln nachvollziehbar sein.

•	 Wie in anderen Bereichen der Katastrophen-
hilfe ist es auch in der Psychosozialen Notfall-
versorgung bzw. im Psychosozialen Krisen-
management so, dass sich Spontanhelfende 
anbieten bzw. Privatpersonen auch im Bereich 
der psychosozialen Unterstützung mitwirken 
möchten. Hier werden dringend Konzep-
te benötigt, um rasch und dennoch valide 
überprüfen zu können, wer ggf. mit welcher 
Aufgabe beauftragt werden kann bzw. wer 
aus unterschiedlichen Gründen besser nicht 
in offizielle bzw. behördliche Hilfestrukturen 
integriert werden sollte. Auch die Fachgrup-
pe Notfallpsychologie des Berufsverbandes 
Deutscher Psychologinnen und Psychologen 
hat bereits auf diese Problematik hingewiesen 
(Fachgruppe Notfallpsychologie der Sektion 
Klinische Psychologie, o. J.). Denkbar erscheint 
beispielsweise ein Fachkräfteregister, das auf 
Landesebene geführt werden und in das man 
sich eintragen lassen könnte, wenn bestimmte 
Nachweise erbracht worden sind.

Hinweise zur  
Psychosozialen Akuthilfe
•	 Die strikte Differenzierung von Maßnahmen 

der Psychosozialen Notfallversorgung für 
Einsatzkräfte (PSNV-E) sowie der Psychosozia-
len Notfallversorgung für Betroffene (PSNV-B) 
kann sich in großflächigen, längerfristig anhal-
tenden Schadenslagen zunehmend schwierig 
gestalten und sollte in diesen Fällen daher 
kritisch betrachtet werden. Einsatzkräfte, die 
selbst im Schadensgebiet leben, sind beispiels-
weise auch als „Zivilpersonen“ Betroffene, und 
„Zivilpersonen“, die mitunter sehr umfangrei-

che Hilfeleistungen durchführen, finden sich 
womöglich in der Rolle von Einsatzkräften 
wieder. Auch im Hinblick auf die verfügbaren 
personellen Ressourcen gilt es, die Sinnhaftig-
keit sehr strenger Abgrenzungen von Zustän-
digkeiten, zumindest in derartigen Schadensla-
gen, noch einmal skeptisch zu hinterfragen.

•	 Teams bzw. Kräfte der Psychosozialen Akut-
hilfe müssen in Katastrophengebieten einer-
seits gut gekennzeichnet bzw. erkennbar sein. 
Andererseits sollte die besondere Sichtbar-
keit der Psychosozialen Akuthelferinnen und 
Akuthelfer nicht dazu führen, dass Betroffene 
womöglich stigmatisiert werden, nur weil sie 
mit ihnen öffentlich sichtbar in Kontakt getre-
ten sind.

•	 Beachtet werden sollte, dass der Hilfebedarf 
speziell nach einer Hochwasser- bzw. Flutkata-
strophe nicht vom Ereignistag an kontinuier-
lich abnimmt, sondern zunächst noch steigt, 
wenn Menschen nach Abschluss der ersten 
Aufräumarbeiten „zur Ruhe kommen“ und 
dann z. B. Gesprächsbedarf entsteht. Einige 
Tage, womöglich sogar erst einige Wochen 
nach dem Ereignis besteht demnach der 
größte Bedarf an Psychosozialer Akuthilfe, und 
diesem Bedarf muss dann selbstverständlich 
auch entsprochen werden. Dies setzt einen 
besonnenen und vorausschauenden Perso-
naleinsatz voraus, damit nicht alle verfügbaren 
Kräfte bereits erschöpft sind, wenn sie erst 
recht benötigt werden.

•	 Psychosoziale Akuthilfen sowie die einzelnen 
Angebote der mittel- und längerfristige (Re-
gel-) Versorgung müssen sorgfältig miteinan-
der verknüpft und aufeinander abgestimmt 
sein, um Brüche in Hilfeleistungsketten zu 
vermeiden. Insbesondere ist wünschens-
wert, dass die Akteurinnen und Akteure der 
Psychosozialen Notfallversorgung zukünftig 
besser mit den Einrichtungen der mittel- und 
längerfristigen psychosozialen Unterstützung 
vernetzt sind als bisher.
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Hinweise zur mittel- und  
langfristigen psychosozialen  
Versorgung
•	 Nach einer Krise bzw. Katastrophe werden kei-

neswegs nur traumatherapeutische Angebote 
benötigt, so dass es unzureichend ist, im Scha-
densgebiet lediglich zusätzliche Therapieplätze 
einzurichten. Über die zeitnahe Verfügbarkeit 
von Therapieangeboten hinaus sollten bei-
spielsweise auch Beratungs- und Austauschan-
gebote, Möglichkeiten zur spielerischen und 
kreativ-künstlerischen Ereignisbewältigung, 
Angebote zur Trauerarbeit, zur Unterstützung 
von Nachbarschaftshilfen, zur Psychoedukati-
on usw. erreichbar gemacht werden.

•	 Bei der Gestaltung einzelner Angebote sollte 
insbesondere auf einen niedrigschwelligen 
Zugang geachtet werden. Gerade in einer 
längerfristig anhaltenden, großflächigen Scha-
denslage mit Zerstörungen der Verkehrswege 
und weiterer Infrastruktur bezieht sich dieser 
Hinweis auf die räumliche Erreichbarkeit, aber 
auch auf sprachlich, u. U. stigmatisierend und 
eher abschreckend wirkende Bezeichnungen 
von Hilfsangeboten.

•	 Die Einrichtung eines Hilfezentrums, an dem 
vielfältige Hilfsangebote mehrerer Orga-
nisationen „unter einem Dach“ verfügbar 
sind, hat sich offenbar bewährt. Ein solches 
„Leuchtturm“-Konzept, sollte daher standar-
disiert und möglichst einheitlich umgesetzt 
werden. Idealerweise sollte möglichst jede 
Gemeinde im Rahmen ihrer Katastrophen-
schutzplanungen ein solches Hilfezentrums 
vorplanen. Dazu gehört dann beispielsweise 
auch die Festlegung potenziell geeigneter 
Räumlichkeiten, die Planung eines perspekti-
visch dort tätigen Personalpools, Festlegungen 
potenzieller Betreiber usw.

•	 Bei der Einrichtung von Hilfezentren sollte 
außerdem auf systemische Passungen bzw. 
Kompatibilitäten geachtet werden. Sicherlich 
erfordert eine Krise bzw. Katastrophe zunächst 
einmal Improvisationsvermögen und unkon-

ventionelle Lösungen, die rasch und unkom-
pliziert umzusetzen sind. In der mittel- und 
langfristigen Katastrophennachsorge sollten 
zunehmend aber auch die Schnittstellen zu 
den regulären Strukturen des Gesundheitswe-
sens berücksichtigt und „bedient“ werden, um 
kein komplettes Parallelsystem zu etablieren. 

Hinweise zu übergeordneten  
Aspekten

Dass die gesellschaftliche Resilienz in Deutsch-
land sowie die Selbsthilfefähigkeit der Bevöl-
kerung einer Stärkung bedarf, ist keine neue 
Erkenntnis (Bundesministerium des Innern und 
für Heimat, 2022). Die Erfahrungen im Schleide-
ner Tal haben – ergänzend – jedoch gezeigt, dass 
hier nicht nur auf einzelne Maßnahmen wie z. B. 
die Bevorratung von Lebensmitteln oder die Ver-
mittlung von (medizinischen) Erste-Hilfe-Fähig-
keiten fokussiert werden darf, sondern bereits 
im Vorfeld auch eine psychosoziale Krisenkom-
petenz und Krisenfestigkeit (Knauer & Beerlage, 
2020) gestärkt werden sollte. Hierzu empfehlen 
sich – anlassunabhängig – v. a. entsprechende 
Bildungsangebote (Lacher et al., 2025). Darü-
ber hinaus sollten bestehende Vereine sowie 
Nachbarschaftsinitiativen und -netzwerke eine 
Unterstützung erfahren, um auch und gerade in 
Krisen- und Katastrophensituationen hilfreiche 
Wirkung entfalten zu können.

Forschungsbedarf besteht insbesondere im 
Hinblick auf die Wirksamkeit bzw. Effektivität 
der Psychosozialen Notfallversorgung (Bryant, 
2021). Dass zahlreiche Betroffene Unterstützung 
benötigen, kann aus den vorliegenden Statistiken 
sicherlich abgeleitet werden. So wurden allein im 
Schleidener Tal rund 1500 Gesprächskontakte im 
Rahmen der Psychosozialen Akuthilfe dokumen-
tiert. Die Beratungs- und Koordinierungsstelle, 
das beschriebene interkommunale Hilfezentrum 
und eine Nachfolgeeinrichtung wurden bis zum 
Ende des Jahres 2025 von insgesamt 1240 Be-
troffenen aufgesucht, zu denen es 3716 einzelne 
Kontakte gegeben hat. Bei 51,88 % der Betrof-
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Den 
einzelnen „lessons 

learned“ ist eine weite 
Verbreitung und Beach-

tung in der Praxis zu 
wünschen.
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